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Kleine Anfrage 8453 
 
des Abgeordneten Stefan Kämmerling   SPD  
 
 
Auswirkungen des Grundwasserwiederanstiegs nach Beendigung der 
Sümpfungsmaßnahmen im Raum Eschweiler 
 
 
Im Rheinischen Braunkohlerevier wird der Grundwasserspiegel seit Jahrzehnten durch 
umfangreiche Sümpfungsmaßnahmen künstlich abgesenkt. Dies betrifft auch das Umfeld des 
Tagebaus Inden und damit das Stadtgebiet von Eschweiler. Während der langjährigen 
Absenkung des Grundwasserspiegels wurden in Eschweiler neue Wohngebiete entwickelt, 
Gebäude errichtet und Infrastrukturen geschaffen. 
 
Mit dem Ende des Tagebaus und der schrittweisen Reduzierung der Sümpfungsmaßnahmen 
ist langfristig mit einem Wiederanstieg des Grundwassers zu rechnen. Nach vorliegenden 
Prognosen können insbesondere in tiefer gelegenen Bereichen sowie entlang der Inde geringe 
Grundwasserflurabstände auftreten. Hierdurch können Auswirkungen auf Wohngebäude, 
Keller, Tiefgaragen, Straßen, Kanalisationen und weitere unterirdische Infrastrukturen 
entstehen. Neben Vernässungen und Schäden durch drückendes Wasser sind auch 
Bodenbewegungen und daraus resultierende Schäden nicht auszuschließen. 
 
Für die betroffenen Bürgerinnen und Bürger sowie für die Stadt Eschweiler ist daher von 
besonderer Bedeutung, welche konkreten Prognosen für den zeitlichen und räumlichen 
Verlauf des Grundwasserwiederanstiegs vorliegen, ob bei der Ausweisung neuer 
Wohngebiete die nachbergbaulichen Grundwasserverhältnisse ausreichend berücksichtigt 
wurden und welche technischen, planerischen und finanziellen Maßnahmen zur Vermeidung 
möglicher Schäden vorgesehen sind. 
 
Im Dezember 2023 wurde vom damaligen Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV) der LANUV-Fachbericht 146 mit dem Titel 
„Flurabstandsprognose für das Rheinische Braunkohlerevier – Ermittlung von Gebieten mit 
potenziellen Geländevernässungen in der Nachbergbauphase“ veröffentlicht. Auf 212 Seiten 
wird darin dargelegt, wie sich das Ende von Sümpfungsmaßnahmen im Rheinischen 
Braunkohlerevier auswirken könnte und wie sich der Flurabstand, also der Abstand von 
Geländeoberkante zum Grundwasser entwickelt.1 
 
Auf den Abbildungen des genannten Berichts (jeweils die Blätter 11 und 12 in verschiedenen 
Szenarien) wird ersichtlich, dass weite Teile Eschweilers – von West nach Ost entlang der 
Inde – Flurabstände von kleiner als 3 Metern oder zwischen 3 und 7 Metern aufweisen 
könnten. So liegen beispielsweise auch in dem ermittelten Referenzszenario weite Teile 
Eschweilers in einem Bereich mit Flurabständen unter 3 Metern. Das Referenzszenario stellt 

 
1 https://www.lanuk.nrw.de/fileadmin/lanuvpubl/3_fachberichte/LANUV-Fachbericht_146.pdf 
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ausweislich des Berichts einen hypothetischen Zustand basierend auf 
bergbauunbeeinflussten Eingangsdaten dar, der theoretisch eintreten würde, hätte es den 
Braunkohlebergbau nicht gegeben.2 Auch in den weiteren Szenarien (Bergbauszenario, 
Wasserhaltungsszenario) scheint sich für weite Teile Eschweilers der Flurabstand von unter 3 
Metern nicht nennenswert zu verändern.  
 
 
Ich frage die Landesregierung:  
 
1. Welche aktuellen Berechnungen liegen der Landesregierung zum räumlichen (und 

zeitlichen) Verlauf des Grundwasserwiederanstiegs im Stadtgebiet Eschweiler vor? 
 
2. Grundwasserstände von unter drei Metern könnten Eigentümer, bzw. Mieter 

unterkellerter Häuser mit Feuchtigkeitsproblemen konfrontieren. Welche Gebiete in 
Eschweiler könnten nach Einschätzung der Landesregierung durch ansteigendes 
Grundwasser nach Beendigung der bergbaubedingten Sümpfungsmaßnahmen mit 
Feuchtigkeit in Kellerbereichen konfrontiert sein? 

 
3. Durch welche Maßnahmen können Schäden an Gebäuden infolge des 

Grundwasserwiederanstiegs in Eschweiler verhindert werden? 
 
4. Wie beabsichtigt die Landesregierung die Kostentragung für bergbaubedingte Schäden 

durch ansteigendes Grundwasser, bzw. notwendige Schutzmaßnahmen, in den 
betroffenen Gebieten zu regeln? 

 
5. Wie wird die Landesregierung insgesamt mit den Erkenntnissen des Fachberichts 146 

des LANUV hinsichtlich steigender Grundwasserspiegel im Rheinischen Revier zum 
Schutz von zwischenzeitlich entstandener Bebauung in den betroffenen Gebieten 
umgehen? 

 
 
 
Stefan Kämmerling 
 

 
2 https://www.lanuk.nrw.de/fileadmin/lanuvpubl/3_fachberichte/LANUV-Fachbericht_146.pdf, S. 40, 
4.1.1 Referenzszenario 


